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I. Amtlicher Teil

I.1 Öffentliche Bekanntmachungen

Satzung der Gemeinde Berkholz-
Meyenburg zur Erhebung von Beiträgen

für die straßenbauliche Maßnahme
„Herstellung der Straßenbeleuchtung

Landiner Straße“
– Straßenausbaubeitragssatzung –

Aufgrund der §§ 5 und 35 der Gemeindeordnung für das Land Branden-
burg (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.10.2001 (GVBl.
Bbg. I S. 154), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Zweiten Gesetzes zur
Entlastung der Kommunen von pflichtigen Aufgaben vom 17.12.2003 (GVBl.
I S. 298) und §§ 1, 2, 8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land
Brandenburg (KAG) vom 27.06.1991 (GVBl. I S. 200) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 15.06.1999 (GVBl. I S. 231), zuletzt geändert durch
Artikel 5 des Zweiten Gesetzes zur Entlastung der Kommunen von pflichtigen
Aufgaben vom 17.12.2003 (GVBl. I S. 295 bis 297) hat die Gemeindever-
tretung der Gemeinde Berkholz-Meyenburg in ihrer Sitzung am 23.05.2006
folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Beitragstatbestand
(1) Für die Baumaßnahme „Herstellung der Straßenbeleuchtung Landiner

Straße“ erhebt die Gemeinde Berkholz-Meyenburg Straßenausbau-
beiträge nach Maßgabe dieser Satzung.

§ 2 Beitragsmaßstab
(1) Die Gemeinde trägt den Teil des Aufwandes, der

a) auf die Inanspruchnahme der Anlagen durch die Allgemeinheit ent-
fällt,

b) bei der Verteilung des Aufwandes nach § 3 auf ihre eigenen Grund-
stücke entfällt.
Der übrige Teil des Aufwandes ist von den Beitragspflichtigen zu
tragen.

(2) Der Anteil der Beitragspflichtigen am Aufwand nach Absatz 1 Satz 2
wird wie folgt festgesetzt:
Haupterschließungsstraße:
a) Beleuchtungsanlage 50 v.H.

(3) Im Sinne des Absatzes 2 gelten als
Haupterschließungsstraßen
Straßen, die der Erschließung von Grundstücken und gleichzeitig dem
Verkehr innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im Zusammen-
hang bebauten Ortsteilen dienen.

§ 3 Verteilung des umlagefähigen Aufwandes/
Vorteilsbemessung

(1) Der nach § 2 ermittelte Aufwand wird auf die Grundstücke verteilt, von
denen aus die Möglichkeit der Inanspruchnahme der ausgebauten öf-
fentlichen Anlage oder eines bestimmten Abschnittes von ihr besteht
(berücksichtigungsfähige Grundstücke).
Dies sind insbesondere alle Grundstücke, die an der Anlage anliegen
(Anliegergrundstücke), aber auch Grundstücke, die über private oder
rechtlich gesicherte Zuwegung oder Wohnwege von begrenzter Länge
mit der Anlage verbunden sind (Hinterliegergrundstücke).
Die Verteilung des Aufwandes erfolgt im Verhältnis der Grundstücks-
flächen. Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der Grundstücke nach
Art und Maß durch Nutzungsfaktoren berücksichtigt.

(2) Als Grundstücksfläche gilt grundsätzlich der Flächeninhalt des Grund-
stücks im bürgerlich-rechtlichen Sinne (Flächenangabe gemäß Grund-
buch).
Bei aneinandergrenzenden Grundstücken, die im Eigentum ein und
desselben Eigentümers stehen und sich gegenseitig in ihrer Nutzung

bedingen, können die Grundstücksflächen dieser Grundstücke als wirt-
schaftliche Einheit betrachtet und zusammengefasst werden.
Soweit Flächen berücksichtigungsfähiger Grundstücke baulich oder ge-
werblich genutzt oder nutzbar sind, richtet sich die Ermittlung des
Nutzungsfaktors nach § 4.
Für die übrigen Flächen, einschließlich der im Außenbereich liegenden
Teilflächen eines Grundstückes jenseits einer Bebauungsplangrenze,
der Grenze einer Satzung nach § 34 Absatz 4 BauGB oder einer Be-
bauungs- oder Nutzungsgrenze, richtet sich die Ermittlung des
Nutzungsfaktors nach § 5.

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei berücksichtigungsfähigen
Grundstücken
1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungs-

planes und mit der Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang
bebauten Ortsteiles liegen, die Gesamtfläche des Grundstückes;

2. die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich
hinausreichen, die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes;

3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Absatz 4 Baugesetzbuch
(BauGB) liegen und bei Grundstücken, die über die Grenzen einer
solchen Satzung hinausreichen, die Fläche im Satzungsbereich;

4. für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Absatz 4
BauGB besteht,
a) wenn sie insgesamt innerhalb eines im Zusammenhang bebau-

ten Ortsteil gem. § 34 BauGB liegen, die Gesamtfläche des Grund-
stückes;

b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich gem. § 34
BauGB und teilweise imAußenbereich gem. § 35 BauGB liegen,
die Fläche zwischen der gemeinsamen Grenze des
Grundstückes mit der öffentlichen Anlage und einer Linie, die
den im Zusammenhang bebauten Ortsteil vom Außenbereich ab-
grenzt;

bei Grundstücken, die nicht an die öffentliche Anlage angrenzen
(Hinterliegergrundstücke), die Fläche zwischen der Grundstücks-
grenze, die der öffentlichen Anlage zugewandt ist und der Linie, die
den im Zusammenhang bebauten Ortsteil vom Außenbereich ab-
grenzt.
Die Festlegung der Abgrenzungslinie erfolgt nach den allgemeinen
Grundsätzen der Reichweite des Bebauungszusammenhanges, die
die Gemeinde bei der Aufstellung einer Satzung nach § 34 Absatz
4, Satz 1, Nummer 1 BauGB zu beachten hat, wobei von einer typi-
schen überwiegenden Nutzungstiefe ausgegangen werden soll.

5. die über die sich nach Nummer 2, 3 oder 4, Buchstabe b) ergeben-
den Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Flä-
chen zwischen der öffentlichen Anlage bzw. im Fall von Nr. 4 Buch-
stabe b) der der öffentlichen Anlage zugewandten Grundstücks-
grenze und einer Linie hierzu, die in dem gleichmäßigen Abstand
verläuft, der der übergreifenden Nutzung entspricht.

(4) Bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die
1. nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise

nutzbar sind (z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauer-
kleingärten) oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Orts-
teiles so genutzt werden oder

2. ganz bzw. teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder we-
gen entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in
anderer Weise nutzbar sind (z.B. land- und forstwirtschaftliche Nut-
zung),

ist die Gesamtfläche des Grundstücks zugrunde zu legen, die von den
Regelungen in Absatz 3 nicht erfasst werden.

(5) Bei mehrfach erschlossenen Grundstücken, insbesondere bei Eck-
grundstücken, wird der sich nach Absatz 1 ergebende Betrag nur zu
zwei Dritteln erhoben; der übrige Teil wird von der Gemeinde getra-
gen.
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§ 4 Nutzungsfaktoren für bauliche oder
gewerblich genutzte oder nutzbare Grundstücke

(1) Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungsfähigen Grund-
stücken, die baulich oder gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl
der Vollgeschosse bestimmt. Dabei gelten als Vollgeschoss alle Geschos-
se, die nach landesrechtlichen Bestimmungen Vollgeschosse sind.
Ist im Einzelnen wegen der Besonderheit des Bauwerkes die Zahl der
Vollgeschosse nicht feststellbar, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Höhe
des Bauwerkes (Traufhöhe) geteilt durch drei, wobei Bruchzahlen auf
volle Zahlen kaufmännisch auf- oder abgerundet werden.

(2) Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem Vollgeschoss 1,0, bei zwei Voll-
geschossen 1,3 und erhöht sich je weiteres Vollgeschoss um 0,2.

(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt – jeweils bezogen auf die in § 3 Absatz
3 bestimmten Flächen – bei Grundstücken,
1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes

liegen ( § 5 Absatz 3 Nr. 1 und Nr. 2),
a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Voll-

geschosse,
b) für die im Bebauungsplan statt der Vollgeschosse die Höhe der

baulichen Anlagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und
Sondergebieten im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) die durch 3,5 und in allen anderen Bau-
gebieten die durch 3,0 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe
(Traufhöhe) kaufmännisch auf ganze Zahlen auf- oder abgerun-
det,

c) für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch
die Höhe der baulichen Anlagen sondern nur eine Baumassen-
zahl festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Bau-
massenzahl kaufmännisch auf ganze Zahlen auf- oder abgerun-
det,

d) auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen,
die Zahl von einem Vollgeschoss je Nutzungsebene,

e) für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauung
festgesetzt ist, die Zahl von einem Vollgeschoss,

f) für die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne Bebauung
festgesetzt ist, die Zahl von zwei Vollgeschossen,

g) für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse
noch die Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl
bestimmt ist, der in der näheren Umgebung überwiegend fest-
gesetzte tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Berechnungswert
nach Buchstabe a) bis c).

Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse
vorhanden oder zugelassen, so ist diese zu Grunde zu legen; dies
gilt entsprechend für die Berechnungswerte nach Buchstabe b) und
c), wenn die zulässige Baumassenzahl oder höchstzulässige
Gebäudehöhe überschritten werden.

2. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise
innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 3
Absatz 3 Nr. 3 und Nr. 4), wenn sie
a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Voll-

geschosse.
Bleibt die tatsächlich vorhandene Anzahl der Vollgeschosse hin-
ter der möglichen Anzahl der Vollgeschosse nach § 34 BauGB
zurück, ist die mögliche Anzahl der Vollgeschosse maßgebend.

b) unbebaut sind, die Zahl der auf den Grundstücken in der nähe-
ren Umgebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse.

(4) Der sich aus Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 3 ergebende Nutzungs-
faktor wird vervielfacht mit
a) 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden

(§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Wohn-
gebietes (§§ 3, 4, 4a BauNVO), Dorfgebietes (§ 5 BauNVO) oder
Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder ohne ausdrückliche Gebiets-
festsetzung innerhalb eines Bebauungsplangebietes überwiegend
gewerblich oder überwiegend in einer der gewerblichen Nutzung
ähnlichen Weise (z.B. Verwaltungs-, Schul-, Post-, Krankenhaus- und
Bahnhofsgebäude, Praxen für freie Berufe) genutzt wird;

b) 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden
(§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Kern-
gebietes (§ 7 BauNVO), Gewerbegebietes (§ 8 BauNVO), Industrie-

gebietes (§ 9 BauNVO) oder Sondergebietes (§ 11 Absatz 3 BauNVO)
liegt.

§ 5 Nutzungsfaktoren für Grundstücke mit sonstiger Nutzung
(1) Für die Flächen nach § 3 Absatz 4 gelten als Nutzungsfaktoren bei

Grundstücken, die
1. aufgrund bestimmter Festsetzungen in einem Bebauungsplan nicht

baulich oder gewerblich sondern nur in vergleichbarer Weise nutz-
bar sind (z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauer-
kleingärten) oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Orts-
teiles so genutzt werden 0,5

2. ganz oder teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder we-
gen entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in
anderer Weise nutzbar sind (z.B. land- und forstwirtschaftliche Nutz-
flächen), wenn
a) sie ohne Bebauung sind, bei
aa) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren Wasserflächen

0,01
bb) Nutzung als Grünland, Ackerland oder Gartenland 0,03
cc) gewerblicher Nutzung (z.B. Bodenabbau) 1,0
b) sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleich-

baren Weise genutzt werden (z.B. Friedhöfe, Sport- und Fest-
plätze, Freibäder, Dauerkleingärten, Campingplätze ohne Be-
bauung, Lagerplätze) 0,5

c) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen oder
landwirtschaftliche Nebengebäude (z.B. Feldscheune) vorhan-
den sind, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grund-
fläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2
ergibt, 1,0
mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes weitere
tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt a)

d) sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung be-
steht, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grundflä-
che der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl
0,2 ergibt, 1,0
mit Zuschlägen von je 0,2 für das zweite und jedes weitere
tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt b)

e) sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine Teilfläche, die
sich rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt
durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt, 1,5
mit Zuschlägen von je 0,3 für das zweite und jedes weitere
tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt a)

f) sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung nach
§ 35 Absatz 6 BauGB liegen,

1. für die von der Satzung erfassten Teilflächen
a) mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks- oder Gewerbebe-

trieben dienen, 1,5
mit Zuschlägen von 0,2 für das zweite und jedes weitere tat-
sächlich vorhandene Vollgeschoss

b) mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne Bebauung 1,0
mit Zuschlägen von 0,2 für das zweite und jedes weitere tat-
sächlich vorhandene Vollgeschoss

2. für die Restfläche gilt Absatz 1, Nr. 2 Buchstabe a).
(2) Die Bestimmung des Vollgeschosses richtet sich nach § 4 Absatz 1.
(3) Soweit es erforderlich ist festzustellen, wo eine rechnerisch zu ermit-

telnde Fläche innerhalb der Gesamtfläche eines Grundstückes zuzu-
ordnen ist (insbesondere in den Fällen des Absatzes 1 Buchstaben c)
bis e), so ist die Fläche des Grundstückes, die in ihrer Größe der rech-
nerisch ermittelten Flächen entspricht, maßgebend, die zwischen der
gemeinsamen Grenze des Grundstückes mit der öffentlichen Anlage
und einer im gleichen Abstand dazu verlaufenden Linie liegt (Ab-
geltungsfläche).
Bei Grundstücken, die nicht an die öffentliche Anlage angrenzen (Hinter-
liegergrundstücke), die Fläche in Größe der rechnerisch ermittelten Flä-
chen, zwischen der Grundstücksgrenze, die der öffentlichen Anlage
zugewandt ist und einer im gleichen Abstand dazu verlaufenden Linie.
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§ 6 Beitragspflichtige
(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Bekanntgabe des

Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstückes ist. Besteht für das
Grundstück ein Nutzungsrecht, so tritt der Nutzer an die Stelle des
Eigentümers.
Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes vom 21.
September 1994 (BGBl. I S.2457) genannten natürlichen oder juristi-
schen Personen des privaten oder öffentlichen Rechts.
Die Beitragspflicht dieses Personenkreises entsteht nur, wenn zum Zeit-
punkt der Fälligkeit des Beitrages das Wahlrecht über die Bestellung
eines Erbbaurechtes oder der Ankauf des Grundstückes gemäß den §§
15 und 16 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes bereits ausgeübt und
gegen den Anspruch des Nutzers keine nach dem Sachenrechts-
bereinigungsgesetz statthaften Einreden und Einwendungen geltend
gemacht worden sind.
Andernfalls bleibt die Beitragspflicht des Grundstückseigentümers un-
berührt.

(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stel-
le des Eigentümers der Erbbauberechtigte.

(3) Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigte und Nutzer sind verpflich-
tet, alle für die Veranlagung erforderlichen Angaben wahrheitsgemäß
und unverzüglich nach Aufforderung durch die Gemeinde zu machen
und nachzuweisen.
Sie haben bei örtlicher Feststellung der Gemeinde die notwendige Un-
terstützung zu gewähren.

(4) Mehrere Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigte und Nutzer haf-
ten jeweils als Gesamtschuldner.

§ 7 Beitragssatz
(1) Der Beitragssatz beträgt für die Maßnahme nach § 1

0,23820 €
je m² anrechenbarer Grundstücksfläche nach § 3.

§ 8 Fälligkeit
(1) Der Beitrag wird durch schriftlichen Bescheid festgesetzt und ist einen

Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig.

§ 9 Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01. Januar 2001 in Kraft.

Berkholz-Meyenburg, den 06.06.2006

______________________________
Detlef Krause
Amtsdirektor des Amtes Oder-Welse

Satzung der Gemeinde Berkholz-
Meyenburg zur Erhebung von Beiträgen

für die straßenbauliche Maßnahme
„Herstellung der Straßenbeleuchtung

Kirchstraße“
– Straßenausbaubeitragssatzung –

Aufgrund der §§ 5 und 35 der Gemeindeordnung für das Land Branden-
burg (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.10.2001 ( GVBl.
Bbg. I S. 154), geändert durch Gesetz vom 18.12.2001 (GVBl. I S. 298),
geändert durch Gesetz vom 04.06.2003, Artikel 4 (GVBl. I S. 174) i.V.m.
den §§ 1, 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Branden-
burg (KAG) vom 27.06.1991 (GVBl. I S. 200) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15.06.1999 (GVBl. I S. 231), geändert durch Gesetz vom
18.12.2001 (GVBl. Bbg. I S. 287) hat die Gemeindevertretung der Gemein-
de Berkholz-Meyenburg in ihrer Sitzung am 23.05.2006 folgende Satzung
beschlossen:

§ 1 Beitragstatbestand
(1) Für die Baumaßnahme „Herstellung der Straßenbeleuchtung

Kirchstraße“ erhebt die Gemeinde Berkholz-Meyenburg Straßenaus-
baubeiträge nach Maßgabe dieser Satzung.

§ 2 Beitragsmaßstab
(1) Die Gemeinde trägt den Teil des Aufwandes, der

a) auf die Inanspruchnahme der Anlagen durch die Allgemeinheit ent-
fällt,

b) bei der Verteilung des Aufwandes nach § 3 auf ihre eigenen Grund-
stücke entfällt.

Der übrige Teil des Aufwandes ist von den Beitragspflichtigen zu tra-
gen.

(2) Der Anteil der Beitragspflichtigen am Aufwand nach Absatz 1 Satz 2
wird wie folgt festgesetzt:
Haupterschließungsstraße:
a) Beleuchtungsanlage 50 v.H.

(3) Im Sinne des Absatzes 2 gelten als
Haupterschließungsstraßen
Straßen, die der Erschließung von Grundstücken und gleichzeitig dem
Verkehr innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im Zusammen-
hang bebauten Ortsteilen dienen.

§ 3 Verteilung des umlagefähigen Aufwandes/
Vorteilsbemessung

(1) Der nach § 2 ermittelte Aufwand wird auf die Grundstücke verteilt, von
denen aus die Möglichkeit der Inanspruchnahme der ausgebauten öf-
fentlichen Anlage oder eines bestimmten Abschnittes von ihr besteht
(berücksichtigungsfähige Grundstücke).
Dies sind insbesondere alle Grundstücke, die an der Anlage anliegen
(Anliegergrundstücke), aber auch Grundstücke, die über private oder
rechtlich gesicherte Zuwegung oder Wohnwege von begrenzter Länge
mit der Anlage verbunden sind (Hinterliegergrundstücke).
Die Verteilung des Aufwandes erfolgt im Verhältnis der Grundstücks-
flächen. Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der Grundstücke nach
Art und Maß durch Nutzungsfaktoren berücksichtigt.

(2) Als Grundstücksfläche gilt grundsätzlich der Flächeninhalt des Grund-
stücks im bürgerlich-rechtlichen Sinne (Flächenangabe gemäß Grund-
buch).
Bei aneinandergrenzenden Grundstücken, die im Eigentum ein und
desselben Eigentümers stehen und sich gegenseitig in ihrer Nutzung
bedingen, können die Grundstücksflächen dieser Grundstücke als wirt-
schaftliche Einheit betrachtet und zusammengefasst werden.
Soweit Flächen berücksichtigungsfähiger Grundstücke baulich oder ge-
werblich genutzt oder nutzbar sind, richtet sich die Ermittlung des
Nutzungsfaktors nach § 4.
Für die übrigen Flächen, einschließlich der im Außenbereich liegenden
Teilflächen eines Grundstückes jenseits einer Bebauungsplangrenze,
der Grenze einer Satzung nach § 34 Absatz 4 BauGB oder einer Be-
bauungs- oder Nutzungsgrenze, richtet sich die Ermittlung des
Nutzungsfaktors nach § 5.

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei berücksichtigungsfähigen
Grundstücken
1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungs-

planes und mit der Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang
bebauten Ortsteiles liegen, die Gesamtfläche des Grundstückes;

2. die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich
hinausreichen, die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes;

3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Absatz 4 Baugesetzbuch
(BauGB) liegen und bei Grundstücken, die über die Grenzen einer
solchen Satzung hinausreichen, die Fläche im Satzungsbereich;

4. für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Absatz 4
BauGB besteht,
a) wenn sie insgesamt innerhalb eines im Zusammenhang bebau-

ten Ortsteil gem. § 34 BauGB liegen, die Gesamtfläche des Grund-
stückes;

b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich gem. § 34
BauGB und teilweise imAußenbereich gem. § 35 BauGB liegen,
die Fläche zwischen der gemeinsamen Grenze des Grundstückes
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mit der öffentlichen Anlage und einer Linie, die den im Zusam-
menhang bebauten Ortsteil vom Außenbereich abgrenzt;
bei Grundstücken, die nicht an die öffentliche Anlage angrenzen
(Hinterliegergrundstücke),die Fläche zwischen der Grundstücks-
grenze, die der öffentlichen Anlage zugewandt ist und der Linie,
die den im Zusammenhang bebauten Ortsteil vom Außenbereich
abgrenzt.
Die Festlegung der Abgrenzungslinie erfolgt nach den allgemei-
nen Grundsätzen der Reichweite des Bebauungszusammen-
hanges, die die Gemeinde bei der Aufstellung einer Satzung nach
§ 34 Absatz  4, Satz 1, Nummer 1 BauGB zu beachten hat, wobei
von einer typischen überwiegenden Nutzungstiefe ausgegangen
werden soll.

5. die über die sich nach Nummer 2, 3 oder 4, Buchstabe b) ergeben-
den Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Flä-
chen zwischen der öffentlichen Anlage bzw. im Fall von Nr. 4 Buch-
stabe b) der der öffentlichen Anlage zugewandten Grundstücks-
grenze und einer Linie hierzu, die in dem gleichmäßigen Abstand
verläuft, der der übergreifenden Nutzung entspricht.

(4) Bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die
1. nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise

nutzbar sind (z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauer-
kleingärten) oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Orts-
teiles so genutzt werden oder

2. ganz bzw. teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder we-
gen entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in
anderer Weise nutzbar sind (z.B. land- und forstwirtschaftliche Nut-
zung),

ist die Gesamtfläche des Grundstücks zugrunde zu legen, die von den
Regelungen in Absatz 3 nicht erfasst werden.

(5) Bei mehrfach erschlossenen Grundstücken, insbesondere bei Eck-
grundstücken, wird der sich nach Absatz 1 ergebende Betrag nur zu
zwei Dritteln erhoben; der übrige Teil wird von der Gemeinde getra-
gen.

§ 4 Nutzungsfaktoren für bauliche oder
gewerblich genutzte oder nutzbare Grundstücke

(1) Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungsfähigen Grund-
stücken, die baulich oder gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl
der Vollgeschosse bestimmt. Dabei gelten als Vollgeschoss alle Geschos-
se, die nach landesrechtlichen Bestimmungen Vollgeschosse sind.
Ist im Einzelnen wegen der Besonderheit des Bauwerkes die Zahl der
Vollgeschosse nicht feststellbar, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Höhe
des Bauwerkes (Traufhöhe) geteilt durch drei, wobei Bruchzahlen auf
volle Zahlen kaufmännisch auf- oder abgerundet werden.

(2) Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem Vollgeschoss 1,0, bei zwei Voll-
geschossen 1,3 und erhöht sich je weiteres Vollgeschoss um 0,2.

(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt – jeweils bezogen auf die in § 3 Absatz
3 bestimmten Flächen – bei Grundstücken,
1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes

liegen ( § 5 Absatz 3 Nr. 1 und Nr. 2),
a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Voll-

geschosse,
b) für die im Bebauungsplan statt der Vollgeschosse die Höhe der

baulichen Anlagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und
Sondergebieten im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) die durch 3,5 und in allen anderen Bau-
gebieten die durch 3,0 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe
(Traufhöhe) kaufmännisch auf ganze Zahlen auf- oder abgerun-
det,

c) für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch
die Höhe der baulichen Anlagen sondern nur eine Baumassen-
zahl festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Bau-
massenzahl kaufmännisch auf ganze Zahlen auf- oder abgerun-
det,

d) auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen,
die Zahl von einem Vollgeschoss je Nutzungsebene,

e) für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauung
festgesetzt ist, die Zahl von einem Vollgeschoss,

f) für die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne Bebauung
festgesetzt ist, die Zahl von zwei Vollgeschossen,

g) für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse
noch die Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl
bestimmt ist, der in der näheren Umgebung überwiegend fest-
gesetzte tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Berechnungswert
nach Buchstabe a) bis c).
Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Voll-
geschosse vorhanden oder zugelassen, so ist diese zu Grunde zu
legen; dies gilt entsprechend für die Berechnungswerte nach
Buchstabe b) und c), wenn die zulässige Baumassenzahl oder
höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten werden.

2. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise
innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 3
Absatz 3 Nr. 3 und Nr. 4), wenn sie
a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Voll-

geschosse.
Bleibt die tatsächlich vorhandene Anzahl der Vollgeschosse hin-
ter der möglichen Anzahl der Vollgeschosse nach § 34 BauGB
zurück, ist die mögliche Anzahl der Vollgeschosse maßgebend.

b) unbebaut sind, die Zahl der auf den Grundstücken in der nähe-
ren Umgebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse.

(4) Der sich aus Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 3 ergebende Nutzungs-
faktor wird vervielfacht mit
a) 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden

(§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Wohn-
gebietes (§§ 3, 4, 4a BauNVO), Dorfgebietes (§ 5 BauNVO) oder
Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder ohne ausdrückliche Gebiets-
festsetzung innerhalb eines Bebauungsplangebietes überwiegend
gewerblich oder überwiegend in einer der gewerblichen Nutzung
ähnlichen Weise (z.B. Verwaltungs-, Schul-, Post-, Krankenhaus- und
Bahnhofsgebäude, Praxen für freie Berufe) genutzt wird;

b) 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden
(§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Kern-
gebietes (§ 7 BauNVO), Gewerbegebietes (§ 8 BauNVO), Industrie-
gebietes (§ 9 BauNVO) oder Sondergebietes (§ 11 Absatz 3 BauNVO)
liegt.

§ 5 Nutzungsfaktoren für Grundstücke mit sonstiger Nutzung
(1) Für die Flächen nach § 3 Absatz 4 gelten als Nutzungsfaktoren bei

Grundstücken, die
1. aufgrund bestimmter Festsetzungen in einem Bebauungsplan nicht

baulich oder gewerblich sondern nur in vergleichbarer Weise nutz-
bar sind (z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauer-
kleingärten) oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Orts-
teiles so genutzt werden 0,5

2. ganz oder teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder we-
gen entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in
anderer Weise nutzbar sind (z.B. land- und forstwirtschaftliche Nutz-
flächen), wenn
a) sie ohne Bebauung sind, bei
aa) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren Wasserflächen

0,01
bb) Nutzung als Grünland, Ackerland oder Gartenland 0,03
cc) gewerblicher Nutzung (z.B. Bodenabbau) 1,0
b) sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleich-

baren Weise genutzt werden (z.B. Friedhöfe, Sport- und Fest-
plätze, Freibäder, Dauerkleingärten, Campingplätze ohne Be-
bauung, Lagerplätze) 0,5

c) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen oder
landwirtschaftliche Nebengebäude (z.B. Feldscheune) vorhan-
den sind, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grund-
fläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2
ergibt, 1,0
mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes weitere
tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt a)

d) sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung be-
steht, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grundflä-
che der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl
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0,2 ergibt, 1,0
mit Zuschlägen von je 0,2 für das zweite und jedes weitere
tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt b)

e) sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine Teilfläche, die
sich rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt
durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt, 1,5
mit Zuschlägen von je 0,3 für das zweite und jedes weitere
tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt a)

f) sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung nach
§ 35 Absatz 6 BauGB liegen,

1. für die von der Satzung erfassten Teilflächen
a) mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks- oder Gewerbebe-

trieben dienen, 1,5
mit Zuschlägen von 0,2 für das zweite und jedes weitere tat-
sächlich vorhandene Vollgeschoss

b) mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne Bebauung 1,0
mit Zuschlägen von 0,2 für das zweite und jedes weitere tat-
sächlich vorhandene Vollgeschoss

2. für die Restfläche gilt Absatz 1, Nr. 2 Buchstabe a).
(2) Die Bestimmung des Vollgeschosses richtet sich nach § 4 Absatz 1.
(3) Soweit es erforderlich ist festzustellen, wo eine rechnerisch zu ermit-

telnde Fläche innerhalb der Gesamtfläche eines Grundstückes zuzu-
ordnen ist (insbesondere in den Fällen des Absatzes 1 Buchstaben c)
bis e), so ist die Fläche des Grundstückes, die in ihrer Größe der rech-
nerisch ermittelten Flächen entspricht, maßgebend, die zwischen der
gemeinsamen Grenze des Grundstückes mit der öffentlichen Anlage
und einer im gleichen Abstand dazu verlaufenden Linie liegt (Ab-
geltungsfläche).
Bei Grundstücken, die nicht an die öffentliche Anlage angrenzen (Hinter-
liegergrundstücke), die Fläche in Größe der rechnerisch ermittelten Flä-
chen, zwischen der Grundstücksgrenze, die der öffentlichen Anlage
zugewandt ist und einer im gleichen Abstand dazu verlaufenden Linie.

§ 6 Beitragspflichtige
(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Bekanntgabe des

Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstückes ist. Besteht für das
Grundstück ein Nutzungsrecht, so tritt der Nutzer an die Stelle des
Eigentümers.
Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes vom 21.
September 1994 (BGBl. I S.2457) genannten natürlichen oder juristi-
schen Personen des privaten oder öffentlichen Rechts.
Die Beitragspflicht dieses Personenkreises entsteht nur, wenn zum Zeit-
punkt der Fälligkeit des Beitrages das Wahlrecht über die Bestellung
eines Erbbaurechtes oder der Ankauf des Grundstückes gemäß den §§
15 und 16 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes bereits ausgeübt und
gegen den Anspruch des Nutzers keine nach dem Sachenrechts-
bereinigungsgesetz statthaften Einreden und Einwendungen geltend
gemacht worden sind.
Andernfalls bleibt die Beitragspflicht des Grundstückseigentümers un-
berührt.

(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stel-
le des Eigentümers der Erbbauberechtigte.

(3) Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigte und Nutzer sind verpflich-
tet, alle für die Veranlagung erforderlichen Angaben wahrheitsgemäß
und unverzüglich nach Aufforderung durch die Gemeinde zu machen
und nachzuweisen.
Sie haben bei örtlicher Feststellung der Gemeinde die notwendige Un-
terstützung zu gewähren.

(4) Mehrere Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigte und Nutzer haf-
ten jeweils als Gesamtschuldner.

§ 7 Beitragssatz
(1) Der Beitragssatz beträgt für die Maßnahme nach § 1

0,16241 €
je m² anrechenbarer Grundstücksfläche nach § 3.

§ 8 Fälligkeit
(1) Der Beitrag wird durch schriftlichen Bescheid festgesetzt und ist einen

Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig.

§ 9 Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01. Januar 1999 in Kraft.

Pinnow, den 06.06.2006

______________________________
Detlef Krause
Amtsdirektor des Amtes Oder-Welse

Satzung der Gemeinde Berkholz-
Meyenburg zur Erhebung von Beiträgen

für die straßenbauliche Maßnahme
„Verbesserung der Fahrbahn, eines
überfahrbaren Gehweges und der
Entwässerung in der Kirchstraße“
– Straßenausbaubeitragssatzung –

Aufgrund der §§ 5 und 35 der Gemeindeordnung für das Land Branden-
burg (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.10.2001 ( GVBl.
Bbg. I S. 154), geändert durch Gesetz vom 18.12.2001 (GVBl. I S. 298),
geändert durch Gesetz vom 04.06.2003, Artikel 4 (GVBl. I S. 174) i.V.m.
den §§ 1, 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Branden-
burg (KAG) vom 27.06.1991 (GVBl. I S. 200) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15.06.1999 (GVBl. I S. 231), geändert durch Gesetz vom
18.12.2001 (GVBl. Bbg. I S. 287) hat die Gemeindevertretung der Gemein-
de Berkholz-Meyenburg in ihrer Sitzung am 23.05.2006 folgende Satzung
beschlossen:

§ 1 Beitragstatbestand
(1) Für die Baumaßnahme „Verbesserung der Fahrbahn, eines über-

fahrbaren Gehweges und der Entwässerung in der Kirchstraße“ erhebt
die Gemeinde Berkholz-Meyenburg Straßenausbaubeiträge nach Maß-
gabe dieser Satzung.

§ 2 Beitragsmaßstab
(1) Die Gemeinde trägt den Teil des Aufwandes, der

a) auf die Inanspruchnahme der Anlagen durch die Allgemeinheit ent-
fällt,

b) bei der Verteilung des Aufwandes nach § 3 auf ihre eigenen Grund-
stücke entfällt.

Der übrige Teil des Aufwandes ist von den Beitragspflichtigen zu tra-
gen.

(2) Der Anteil der Beitragspflichtigen am Aufwand nach Absatz 1 Satz 2
wird wie folgt festgesetzt:
Haupterschließungsstraße:
a) Fahrbahn und überfahrbarer Gehweg 50 v.H.
b) Entwässerung 50 v.H.

(3) Im Sinne des Absatzes 2 gelten als
Haupterschließungsstraßen
Straßen, die der Erschließung von Grundstücken und gleichzeitig dem
Verkehr innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im Zusammen-
hang bebauten Ortsteilen dienen.

§ 3 Verteilung des umlagefähigen Aufwandes/
Vorteilsbemessung

(1) Der nach § 2 ermittelte Aufwand wird auf die Grundstücke verteilt, von
denen aus die Möglichkeit der Inanspruchnahme der ausgebauten öf-
fentlichen Anlage oder eines bestimmten Abschnittes von ihr besteht
(berücksichtigungsfähige Grundstücke).
Dies sind insbesondere alle Grundstücke, die an der Anlage anliegen
(Anliegergrundstücke), aber auch Grundstücke, die über private oder
rechtlich gesicherte Zuwegung oder Wohnwege von begrenzter Länge
mit der Anlage verbunden sind (Hinterliegergrundstücke).
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Die Verteilung des Aufwandes erfolgt im Verhältnis der Grundstücks-
flächen. Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der Grundstücke nach
Art und Maß durch Nutzungsfaktoren berücksichtigt.

(2) Als Grundstücksfläche gilt grundsätzlich der Flächeninhalt des Grund-
stücks im bürgerlich-rechtlichen Sinne (Flächenangabe gemäß Grund-
buch).
Bei aneinandergrenzenden Grundstücken, die im Eigentum ein und
desselben Eigentümers stehen und sich gegenseitig in ihrer Nutzung
bedingen, können die Grundstücksflächen dieser Grundstücke als wirt-
schaftliche Einheit betrachtet und zusammengefasst werden.
Soweit Flächen berücksichtigungsfähiger Grundstücke baulich oder ge-
werblich genutzt oder nutzbar sind, richtet sich die Ermittlung des
Nutzungsfaktors nach § 4.
Für die übrigen Flächen, einschließlich der im Außenbereich liegenden
Teilflächen eines Grundstückes jenseits einer Bebauungsplangrenze,
der Grenze einer Satzung nach § 34 Absatz 4 BauGB oder einer Be-
bauungs- oder Nutzungsgrenze, richtet sich die Ermittlung des
Nutzungsfaktors nach § 5.

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei berücksichtigungsfähigen
Grundstücken
1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungs-

planes und mit der Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang
bebauten Ortsteiles liegen, die Gesamtfläche des Grundstückes;

2. die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich
hinausreichen, die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes;

3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Absatz 4 Baugesetzbuch
(BauGB) liegen und bei Grundstücken, die über die Grenzen einer
solchen Satzung hinausreichen, die Fläche im Satzungsbereich;

4. für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Absatz 4
BauGB besteht,
a) wenn sie insgesamt innerhalb eines im Zusammenhang bebau-

ten Ortsteil gem. § 34 BauGB liegen, die Gesamtfläche des Grund-
stückes;

b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich gem. § 34
BauGB und teilweise imAußenbereich gem. § 35 BauGB liegen,
die Fläche zwischen der gemeinsamen Grenze des
Grundstückes mit der öffentlichen Anlage und einer Linie, die
den im Zusammenhang bebauten Ortsteil vom Außenbereich ab-
grenzt;

bei Grundstücken, die nicht an die öffentliche Anlage angrenzen
(Hinterliegergrundstücke), die Fläche zwischen der Grundstücks-
grenze, die der öffentlichen Anlage zugewandt ist und der Linie, die
den im Zusammenhang bebauten Ortsteil vom Außenbereich ab-
grenzt.
Die Festlegung der Abgrenzungslinie erfolgt nach den allgemeinen
Grundsätzen der Reichweite des Bebauungszusammenhanges, die
die Gemeinde bei der Aufstellung einer Satzung nach § 34 Absatz
4, Satz 1, Nummer 1 BauGB zu beachten hat, wobei von einer
typischen überwiegenden Nutzungstiefe ausgegangen werden soll.

5. die über die sich nach Nummer 2, 3 oder 4, Buchstabe b) ergeben-
den Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Flä-
chen zwischen der öffentlichen Anlage bzw. im Fall von Nr. 4 Buch-
stabe b) der der öffentlichen Anlage zugewandten Grundstücks-
grenze und einer Linie hierzu, die in dem gleichmäßigen Abstand
verläuft, der der übergreifenden Nutzung entspricht.

(4) Bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die
1. nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise

nutzbar sind (z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauer-
kleingärten) oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Orts-
teiles so genutzt werden oder

2. ganz bzw. teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder we-
gen entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in
anderer Weise nutzbar sind (z.B. land- und forstwirtschaftliche Nut-
zung),

ist die Gesamtfläche des Grundstücks zugrunde zu legen, die von den
Regelungen in Absatz 3 nicht erfasst werden.

(5) Bei mehrfach erschlossenen Grundstücken, insbesondere bei Eck-
grundstücken, wird der sich nach Absatz 1 ergebende Betrag nur zu zwei
Dritteln erhoben; der übrige Teil wird von der Gemeinde getragen.

§ 4 Nutzungsfaktoren für bauliche oder
gewerblich genutzte oder nutzbare Grundstücke

(1) Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungsfähigen Grund-
stücken, die baulich oder gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl
der Vollgeschosse bestimmt. Dabei gelten als Vollgeschoss alle Geschos-
se, die nach landesrechtlichen Bestimmungen Vollgeschosse sind.
Ist im Einzelnen wegen der Besonderheit des Bauwerkes die Zahl der
Vollgeschosse nicht feststellbar, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Höhe
des Bauwerkes (Traufhöhe) geteilt durch drei, wobei Bruchzahlen auf
volle Zahlen kaufmännisch auf- oder abgerundet werden.

(2) Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem Vollgeschoss 1,0, bei zwei Voll-
geschossen 1,3 und erhöht sich je weiteres Vollgeschoss um 0,2.

(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt – jeweils bezogen auf die in § 3 Absatz
3 bestimmten Flächen – bei Grundstücken,
1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes

liegen ( § 5 Absatz 3 Nr. 1 und Nr. 2),
a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Voll-

geschosse,
b) für die im Bebauungsplan statt der Vollgeschosse die Höhe der

baulichen Anlagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und
Sondergebieten im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) die durch 3,5 und in allen anderen Bau-
gebieten die durch 3,0 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe
(Traufhöhe) kaufmännisch auf ganze Zahlen auf- oder abgerun-
det,

c) für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch
die Höhe der baulichen Anlagen sondern nur eine Baumassen-
zahl festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Bau-
massenzahl kaufmännisch auf ganze Zahlen auf- oder abgerun-
det,

d) auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen,
die Zahl von einem Vollgeschoss je Nutzungsebene,

e) für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauung
festgesetzt ist, die Zahl von einem Vollgeschoss,

f) für die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne Bebauung
festgesetzt ist, die Zahl von zwei Vollgeschossen,

g) für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse
noch die Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl
bestimmt ist, der in der näheren Umgebung überwiegend fest-
gesetzte tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Berechnungswert
nach Buchstabe a) bis c).

Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse
vorhanden oder zugelassen, so ist diese zu Grunde zu legen; dies
gilt entsprechend für die Berechnungswerte nach Buchstabe b) und
c), wenn die zulässige Baumassenzahl oder höchstzulässige
Gebäudehöhe überschritten werden.

2. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise
innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 3
Absatz 3 Nr. 3 und Nr. 4), wenn sie
a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Voll-

geschosse.
Bleibt die tatsächlich vorhandene Anzahl der Vollgeschosse hin-
ter der möglichen Anzahl der Vollgeschosse nach § 34 BauGB
zurück, ist die mögliche Anzahl der Vollgeschosse maßgebend.

b) unbebaut sind, die Zahl der auf den Grundstücken in der nähe-
ren Umgebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse.

(4) Der sich aus Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 3 ergebende Nutzungs-
faktor wird vervielfacht mit
a) 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden

(§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Wohn-
gebietes (§§ 3, 4, 4a BauNVO), Dorfgebietes (§ 5 BauNVO) oder
Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder ohne ausdrückliche Gebiets-
festsetzung innerhalb eines Bebauungsplangebietes überwiegend
gewerblich oder überwiegend in einer der gewerblichen Nutzung
ähnlichen Weise (z.B. Verwaltungs-, Schul-, Post-, Krankenhaus- und
Bahnhofsgebäude, Praxen für freie Berufe) genutzt wird;

b) 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden
(§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Kern-
gebietes (§ 7 BauNVO), Gewerbegebietes (§ 8 BauNVO), Industrie-



Amtsblatt für das Amt Oder-Welse Nr. 6 / 2006 29. Juni 20068

gebietes (§ 9 BauNVO) oder Sondergebietes (§ 11 Absatz 3 BauNVO)
liegt.

§ 5 Nutzungsfaktoren für Grundstücke mit sonstiger Nutzung
(1) Für die Flächen nach § 3 Absatz 4 gelten als Nutzungsfaktoren bei

Grundstücken, die
1. aufgrund bestimmter Festsetzungen in einem Bebauungsplan nicht

baulich oder gewerblich sondern nur in vergleichbarer Weise nutz-
bar sind (z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauer-
kleingärten) oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Orts-
teiles so genutzt werden 0,5

2. ganz oder teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder we-
gen entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in
anderer Weise nutzbar sind (z.B. land- und forstwirtschaftliche Nutz-
flächen), wenn
a) sie ohne Bebauung sind, bei
aa) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren Wasserflächen

0,01
bb) Nutzung als Grünland, Ackerland oder Gartenland 0,03
cc) gewerblicher Nutzung (z.B. Bodenabbau) 1,0
b) sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleich-

baren Weise genutzt werden (z.B. Friedhöfe, Sport- und Fest-
plätze, Freibäder, Dauerkleingärten, Campingplätze ohne Be-
bauung, Lagerplätze) 0,5

c) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen oder
landwirtschaftliche Nebengebäude (z.B. Feldscheune) vorhan-
den sind, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grund-
fläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2
ergibt, 1,0
mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes weitere
tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt a)

d) sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung be-
steht, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grundflä-
che der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl
0,2 ergibt, 1,0
mit Zuschlägen von je 0,2 für das zweite und jedes weitere
tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt b)

e) sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine Teilfläche, die
sich rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt
durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt, 1,5
mit Zuschlägen von je 0,3 für das zweite und jedes weitere
tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt a)

f) sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung nach
§ 35 Absatz 6 BauGB liegen,

1. für die von der Satzung erfassten Teilflächen
a) mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks- oder Gewerbebe-

trieben dienen, 1,5
mit Zuschlägen von 0,2 für das zweite und jedes weitere tat-
sächlich vorhandene Vollgeschoss

b) mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne Bebauung 1,0
mit Zuschlägen von 0,2 für das zweite und jedes weitere tat-
sächlich vorhandene Vollgeschoss

2. für die Restfläche gilt Absatz 1, Nr. 2 Buchstabe a).
(2) Die Bestimmung des Vollgeschosses richtet sich nach § 4 Absatz 1.
(3) Soweit es erforderlich ist festzustellen, wo eine rechnerisch zu ermit-

telnde Fläche innerhalb der Gesamtfläche eines Grundstückes zuzu-
ordnen ist (insbesondere in den Fällen des Absatzes 1 Buchstaben c)
bis e), so ist die Fläche des Grundstückes, die in ihrer Größe der rech-
nerisch ermittelten Flächen entspricht, maßgebend, die zwischen der
gemeinsamen Grenze des Grundstückes mit der öffentlichen Anlage
und einer im gleichen Abstand dazu verlaufenden Linie liegt (Ab-
geltungsfläche).
Bei Grundstücken, die nicht an die öffentliche Anlage angrenzen (Hinter-
liegergrundstücke), die Fläche in Größe der rechnerisch ermittelten Flä-
chen, zwischen der Grundstücksgrenze, die der öffentlichen Anlage
zugewandt ist und einer im gleichen Abstand dazu verlaufenden Linie.

§ 6 Beitragspflichtige
(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Bekanntgabe des

Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstückes ist. Besteht für das
Grundstück ein Nutzungsrecht, so tritt der Nutzer an die Stelle des
Eigentümers.
Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes vom 21.
September 1994 (BGBl. I S.2457) genannten natürlichen oder juristi-
schen Personen des privaten oder öffentlichen Rechts.
Die Beitragspflicht dieses Personenkreises entsteht nur, wenn zum Zeit-
punkt der Fälligkeit des Beitrages das Wahlrecht über die Bestellung
eines Erbbaurechtes oder der Ankauf des Grundstückes gemäß den §§
15 und 16 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes bereits ausgeübt und
gegen den Anspruch des Nutzers keine nach dem Sachenrechts-
bereinigungsgesetz statthaften Einreden und Einwendungen geltend
gemacht worden sind.
Andernfalls bleibt die Beitragspflicht des Grundstückseigentümers un-
berührt.

(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stel-
le des Eigentümers der Erbbauberechtigte.

(3) Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigte und Nutzer sind verpflich-
tet, alle für die Veranlagung erforderlichen Angaben wahrheitsgemäß
und unverzüglich nach Aufforderung durch die Gemeinde zu machen
und nachzuweisen.
Sie haben bei örtlicher Feststellung der Gemeinde die notwendige Un-
terstützung zu gewähren.

(4) Mehrere Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigte und Nutzer haf-
ten jeweils als Gesamtschuldner.

§ 7 Beitragssatz
(1) Der Beitragssatz beträgt für die Maßnahme nach § 1

a) für den Bauabschnitt Verbesserung Fahrbahn und überfahrbarer
Gehweg gemäß § 2 (2) Buchstabe a) 2,39161 €

b) für den Bauabschnitt Verbesserung der Entwässerung gemäß § 2
(2) Buchstabe b) 0,28745 €

Gesamt 2,67906 €
je m² anrechenbarer Grundstücksfläche nach § 3.

§ 8 Fälligkeit
(1) Der Beitrag wird durch schriftlichen Bescheid festgesetzt und ist einen

Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig.

§ 9 Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01. Januar 1999 in Kraft.

Berkholz-Meyenburg, den 06.06.2006

______________________________
Detlef Krause
Amtsdirektor des Amtes Oder-Welse

Satzung über die Festsetzung der
Steuerhebesätze für die Grundsteuer

und die Gewerbesteuer

Auf der Grundlage des § 5 der Gemeindeordnung für das Land Branden-
burg (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001
(GVBl. I S. 154) zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.06.2005 (GVBl. I S.
210) i.V. mit § 25 Grundsteuergesetz (GrStG) vom 07.08.1973 (BGBl. I S.
965) zuletzt geändert durch Gesetz vom 01.09.2005 BGBl. I S. 2676 und §
16 Gewerbesteuergesetz (GewStG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 15.10.2002 (BGBl. I S. 4167) zuletzt geändert durch Gesetz vom
15.12.2004 ( BGBl. II S.1653 ) hat die Gemeindevertretung Mark Landin in
ihrer Sitzung am 01.06.2006 folgende Satzung beschlossen:
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§ 1
Erhebung der Realsteuern

Die Gemeinde Mark Landin erhebt die Grundsteuer und die Gewerbesteuer
nach Maßgabe der geltenden Gesetze.

§ 2
Hebesatz

Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer
1.1. für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe

(Grundsteuer A) 250 v.H.
1.2. für die Grundstücke (Grundsteuer B) 350 v.H.
2. Gewerbesteuer 300 v.H.

§ 3
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am 01.01.2006 in Kraft.

Pinnow , den 14.06.2006

.....................................................
Detlef Krause
Amtsdirektor

Einladung

Die Vollversammlung der Angliederungsgenossenschaft des Eigen-
jagdbezirkes der BVVG – Gemarkung Landin, Flur 5 und 6 teilweise

findet am Donnerstag, dem 06.07.2006 um 17.00 Uhr
im Feuerwehrgebäude, Am Hof, in 16278 Mark Landin

statt.
Hiermit lade ich alle Eigentümer von Grundstücksflächen in der Gemarkung
Landin, Flur 5 Flurstücke 196 bis 393 und Flur 6 Flurstücke 126 bis 128 zu
dieser Veranstaltung ein.

Tagesordnung:
1. Eröffnung und Begrüßung durch den Amtsdirektor
2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung
3. Feststellung der Beschlussfähigkeit
4. Wahl des Vorstandes
5. Beschlussfassung über die Satzung der Angliederungsgenossenschaft
6. Beendigung der Vollversammlung

Pinnow, den 16.06.2006

Krause
als Notvorstand für die Angliederungsgenossenschaft
des Eigenjagdbezirkes Gemarkung Landin

I.2 Sonstige amtliche Mitteilungen

Information
aus 4. Sitzung der Gemeindevertretung Berkholz-Meyenburg vom
23.05.2006

Es wurde über folgende Beschlüsse abgestimmt:
A. ÖFFENTLICHE SITZUNG
21/2006 Fortschreibung Haushaltssicherungskonzept zum Haushaltsplan

2006
zugestimmt

22/2006 Haushaltssatzung 2006 der Gemeinde Berkholz-Meyenburg
zugestimmt

23/2006 Kalkulation des Beitragssatzes für die rückwirkende Erhebung
von Straßenausbaubeiträgen für die Maßnahme „Herstellung der
Straßenbeleuchtung Landiner Straße“
zugestimmt

24/2006 Satzung der Gemeinde Berkholz-Meyenburg zur Erhebung von
Beiträgen für die straßenbauliche Maßnahme „Herstellung der
Straßenbeleuchtung Landiner Straße“ gemäß Anlage 1 zu die-
sem Beschluss
zugestimmt

25/2006 Kalkulation des Beitragssatzes für die rückwirkende Erhebung
von Straßenausbaubeiträgen für die Maßnahme „Herstellung der
Straßenbeleuchtung Kirchstraße“
zugestimmt

26/2006 Satzung der Gemeinde Berkholz-Meyenburg zur Erhebung von
Beiträgen für die straßenbauliche Maßnahme „Herstellung der
Straßenbeleuchtung Kirchstraße“ gemäß Anlage 1 zu diesem
Beschluss
zugestimmt

27/2006 Kalkulation des Beitrages für die rückwirkende Erhebung von
Straßenausbaubeiträgen für die Maßnahme „Verbesserung der
Fahrbahn, eines überfahrbaren Gehweges und der Entwässerung
in der Kirchstraße“
zugestimmt

28/2006 Satzung der Gemeinde Berkholz-Meyenburg zur Erhebung von
Beiträgen für die straßenbauliche Maßnahme „Verbesserung der
Fahrbahn, eines überfahrbaren Gehweges und der Entwässe-
rung“ gemäß Anlage 1 zu diesem Beschluss
zugestimmt

30/2006 2. Änderung der Hauptsatzung nach Beanstandung des Beschlus-
ses 01/2006 vom 09.02.2006 durch den Amtsdirektor
abgelehnt

20/2006 Jahresrechnung 2004 und Entlastung des Amtsdirektors
zugestimmt

31/2006 Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 8 „Hermannsberg“ gemäß
§ 8 Baugesetzbuch (BauGB) in der Gemeinde Berkholz-
Meyenburg, Gemarkung Berkholz-Meyenburg, Flur 3, Teilfläche
des Flurstücks 175
zugestimmt

B. NICHTÖFFENTLICHE SITZUNG
29/2006 Eintragung einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit – Ge-

markung Berkholz-Meyenburg, Flur 1, Flurstück 100
zugestimmt

32/2006 Genehmigungserklärung zum Grundstückskaufvertrag UR.-Nr.
364/06
zugestimmt
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Information

aus 5. Sitzung der Gemeindevertretung Pinnow vom 01.06.2006
Es wurde über folgende Beschlüsse abgestimmt:
A. ÖFFENTLICHE SITZUNG
14/2006 1. Änderung der Gebührensatzung der Gemeinde Pinnow für

die Inanspruchnahme von Kinderbetreuungsleistungen in der
kommunalen Kindertagesstätte
zugestimmt

16/2006 Nutzung Grünflächen an der Schmiede
zugestimmt

17/2006 Nutzungsentgelt für die Nutzung der Sporthalle der Gemeinde
Pinnow
zugestimmt

15/2006 Jahresrechnung 2004 und Entlastung des Amtsdirektors
zugestimmt

18/2006 Beschluss über die Aufhebung der Veränderungssperre für den
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 9 „Pinnow Nord“
zugestimmt

19/2006 Selbstbindungsbeschluss der Gemeindevertretung der Gemein-
de Pinnow hinsichtlich keiner bauplanungsrechtlichen Um-
widmung der geförderten Industrie- und Gewerbeflächen im
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 3 „Industrie- und
Gewerbepark Pinnow“
zugestimmt

20/2006 Zustimmung zur Maßnahme: Verbesserung der Infrastruktur am
Bahnhof Pinnow, Errichtung Parkplätze
zugestimmt

B. NICHTÖFFENTLICHE SITZUNG
21/2006 Grunderwerb in Verbindung mit dem Bodenordnungsverfahren

Pinnow-Lagerhalle
zugestimmt

22/2006 Genehmigungserklärung zum Grundstückskaufvertrag UR-Nr.
594/06
zugestimmt

Information
aus 4. Sitzung der Gemeindevertretung Mark Landin vom
01.06.2006

Es wurde über folgende Beschlüsse abgestimmt:
A. ÖFFENTLICHE  SITZUNG
18/2006 Satzung über die Festsetzung der Steuerhebesätze für die Grund-

steuer und die Gewerbesteuer
zugestimmt

17/2006 Jahresrechnung 2004 und Entlastung des Amtsdirektors
zugestimmt

19/2006 Genehmigungserklärung zum Grundstückskaufvertrag UR-Nr.
365/06
zugestimmt

21/2006 Genehmigungserklärung zum Grundstückskaufvertrag UR-Nr.
628/2006
zugestimmt

B. NICHTÖFFENTLICHE  SITZUNG
20/2006 Personalangelegenheiten

zugestimmt

Ende des amtlichen Teils
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